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Text 

Unternehmervereinigungen 

§ 31. (1) Bei der Bemessung von Geldbußen nach § 29 Abs. 1 Z 1 gegen eine 
Unternehmervereinigung, deren Zuwiderhandlung mit der Tätigkeit ihrer Mitglieder im Zusammenhang 
steht, ist die Summe der Gesamtumsätze derjenigen Mitglieder maßgeblich, die auf dem Markt tätig 
waren, auf dem sich die Zuwiderhandlung der Vereinigung auswirkte. Die finanzielle Haftung eines 
einzelnen Unternehmers für eine Geldbuße der Unternehmervereinigung darf 10 % des im 
vorausgegangenen Geschäftsjahr erzielten Gesamtumsatzes dieses Unternehmers nicht übersteigen. 

(2) Wird gegen eine Unternehmervereinigung eine Geldbuße wegen einer Zuwiderhandlung gegen 
Art. 101 oder 102 AEUV (§ 29 Abs. 1 Z 1 lit. d) unter Berücksichtigung des Umsatzes ihrer Mitglieder 
verhängt, so ist die Unternehmervereinigung verpflichtet, von ihren Mitgliedern Beiträge zur Deckung 
der Geldbuße zu verlangen, sofern dies für deren vollständige Begleichung erforderlich ist. 

(3) Kann auf diese Weise die Geldbuße gegen eine Unternehmervereinigung nicht binnen einer vom 
Kartellgericht zu bestimmenden Frist vollständig eingebracht werden, so hat das Kartellgericht auf Antrag 
einer Amtspartei Unternehmer, deren Vertreter den Entscheidungsgremien der Unternehmervereinigung 
im Zeitpunkt der Zuwiderhandlung angehört haben, zur Zahlung des ausstehenden Teils der gegen die 
Unternehmervereinigung verhängten Geldbuße zu verpflichten. 

(4) Kann auch von den in Abs. 3 genannten Unternehmern die Geldbuße nicht vollständig 
eingebracht werden, so hat das Kartellgericht auf Antrag einer Amtspartei Mitglieder der 
Unternehmervereinigung, die auf dem Markt tätig waren, auf dem die Zuwiderhandlung stattgefunden 
hat, zur Zahlung des ausstehenden Teils der gegen die Unternehmervereinigung verhängten Geldbuße zu 
verpflichten. 

(5) Unternehmer, die darlegen, dass sie den die Zuwiderhandlung begründenden Beschluss der 
Unternehmervereinigung nicht umgesetzt haben und denen die Zuwiderhandlung entweder nicht bekannt 
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war oder die sich aktiv vor Einleitung des wettbewerbsrechtlichen Verfahrens davon distanziert haben, 
können nach den Abs. 3 und 4 nicht verpflichtet werden. 
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